
BEKANNTMACHUNGEN

Änderung der Geschäftsordnung 
der Hamburgischen Bürgerschaft

Die Bürgerschaft hat in ihrer Sitzung vom 16. Juni 2021 
mit Annahme der Drucksache 22/4822 folgenden Beschluss 
gefasst:

1.	 Die Anordnung der zeitlich befristeten Geltung des 
§ 57a und § 60a der Geschäftsordnung der Hambur­
gischen Bürgerschaft vom 1. April 2020 (Amtl. Anz.  
S. 518), zuletzt geändert am 24. Februar 2021 (Amtl. 
Anz. S. 321), bis zum Ablauf des 30. Juni 2021 wird auf­
gehoben. § 57a und § 60a der Geschäftsordnung der 
Hamburgischen Bürgerschaft treten mit Ablauf des  
30. September 2021 außer Kraft.

2.	 Die Anordnung der zeitlich befristeten Geltung des § 57 
Absatz 4 Satz 1 und der Änderung des § 57 Absatz 1 Satz 2 
der Geschäftsordnung der Hamburgischen Bürgerschaft 
vom 1. April 2020 (Amtl. Anz. S. 518), zuletzt geändert 
am 24. Februar 2021 (Amtl. Anz. S. 321), bis zum Ablauf 
des 30. Juni 2021 wird aufgehoben. § 57 Absatz 4 Satz 1 
und die Änderung des § 57 Absatz 1 Satz 2 der Geschäfts­

ordnung der Hamburgischen Bürgerschaft treten mit 
Ablauf des 31. Dezember 2021 außer Kraft.

Hamburg, den 18. Juni 2021

Die Bürgerschaftskanzlei
Amtl. Anz. S. 1025

Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
Muster-Corona-Hygieneplan 

für alle Schulen in der 
 Freien und Hansestadt Hamburg

16. überarbeitete Fassung, gültig ab 10. Juni 2021

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur­
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste­
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am 
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11. Juni 2021 um 9.15 Uhr im Internet zugänglich gemacht 
worden und unter https://www.hamburg.de/14709468 
abrufbar.

Hamburg, den 17. Juni 2021

Die Behörde für Schule und Berufsbildung
Amtl. Anz. S. 1025

Muster-Corona-Hygieneplan 
für alle Schulen in der 

Freien und Hansestadt Hamburg
16. überarbeitete Fassung, gültig ab 10. Juni 2021
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Vorbemerkung

Alle Schulen in Hamburg verfügen nach § 36 i.V.m. § 33 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) über einen schulischen Hygi­
eneplan, in dem die wichtigsten Eckpunkte nach dem 
Infektionsschutzgesetz geregelt sind. Der vorliegende Mus­
ter-Corona-Hygieneplan basiert auf den Vorgaben des 
Infektionsschutzgesetzes und auf der Verordnung zur Ein­
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-COV-2 
in der Freien und Hansestadt Hamburg. Er enthält Anga­
ben über die zu treffenden technischen, organisatorischen 

und ggf. erforderlichen individuellen Maßnahmen zum 
Arbeitsschutz und ist von allen Hamburger Schulen ent­
sprechend ihrer schulischen Gegebenheiten zu operationa­
lisieren. Die Schule muss einen eigenen Hygieneplan nur 
dann und soweit aufstellen, als sie wegen räumlichen oder 
personeller Besonderheiten von diesem Musterhygieneplan 
abweichen muss.

Dieser Plan gilt ab dem 10.06.2021 bis zu dem Zeit­
punkt, zu dem die Behörde für Schule und Berufsbildung in 
Abstimmung mit der Behörde für Arbeit, Gesundheit, Sozi­
ales, Familie und Integration die Vorgaben an die allge­
meine Entwicklung der Corona-Pandemie anpasst.

Regelungen zum Einsatz des schulischen Personals und 
der Verwaltungsangestellten in Schulbüros mit höherem 
Risiko sind nicht Teil dieses Muster-Corona-Hygieneplans. 
Beachten Sie hierzu die Anlage 5 des Schreibens der Amts­
leitung vom 3. August 2020.

Schulleitungen sowie Pädagoginnen und Pädagogen 
gehen bei der Umsetzung der Hygienemaßnahmen mit 
gutem Beispiel voran und sorgen zugleich dafür, dass die 
Schülerinnen und Schüler die Hygienehinweise ernst neh­
men und umsetzen. Alle Beschäftigten der Schulen, alle 
Schülerinnen und Schüler sowie alle weiteren regelmäßig 
an den Schulen arbeitenden Personen sind darüber hinaus 
gehalten, sorgfältig die Hygienehinweise der Gesundheits­
ämter bzw. des Robert Koch-Instituts zu beachten. Über die 
Hygienemaßnahmen sind das Personal, die Schülerinnen 
und Schüler sowie die Erziehungsberechtigten auf jeweils 
geeignete Weise zu unterrichten.

Zuständig: Schulleitung

1 	 Durchführung des Schulbetriebs im Schuljahr 
2020/21 vom 31. Mai 2021 bis zum Unterrichtsbeginn 
im Schuljahr 2021/22

Die Monate des ausgesetzten Regelschulbetriebes 
waren für die Familien sowie die Kinder und Jugendli­
chen mit großen Belastungen verbunden. Das Lernen 
zu Hause unterscheidet sich erheblich vom Lernen in 
der Schule. Führende Virologen und Wissenschaftler 
weisen zudem darauf hin, dass Kinder und Jugendliche 
auch in ihrer sozialen und psychischen Entwicklung 
Schaden nehmen können, wenn sie sich nicht regelmä­
ßig mit Gleichaltrigen austauschen können und von 
ausgebildeten Pädagogen in ihrer Entwicklung geför­
dert werden. Für alle Kinder und Jugendlichen gilt 
unabhängig von ihren Lebensverhältnissen, dass 
Schule als Ort des Lernens und des sozialen Miteinan­
ders eine besondere Bedeutung für Bildung und Ent­
wicklung hat.

Auf Grundlage der Beschlüsse der Ministerpräsidenten 
mit der Bundeskanzlerin und unter Berücksichtigung 
der aktuellen Infektionslage Hamburgs dürfen ab dem 
31. Mai 2021 die Schülerinnen und Schüler aller Jahr­
gangsstufen wieder zum vollen Präsenzunterricht nach 
Stundentafel in die Schulen zurückkehren. Die vergan­
genen Monate haben gezeigt, dass sich das Infektions­
geschehen rasch beschleunigen und das Virus durch 
Mutationen gefährlicher werden kann. Die Beibehal­
tung der Hygienemaßnahmen ist deshalb unverändert 
erforderlich. In der Abwägungsentscheidung nach § 23 
Absatz 1 HmbSARS-CiV-2-EindämmunsVO wird des­
halb auch bei nachgewiesener persönlicher Härte bei 
Einhaltung der Präventionsmaßnahmen im Regelfall 
der Ausschluss vom Präsenzunterricht unvermeidbar 
sein, siehe hierzu auch Kap. 4.

Auch an den beruflichen Schulen sollen die Schülerin­
nen und Schüler der vollschulischen Bildungsgänge in 
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den Vollpräsenzunterricht kommen. In der dualen 
Berufsausbildung kann der Distanzunterricht bis zu 
den Sommerferien beibehalten werden, wenn es bisher 
schon entsprechende Konzepte und Vereinbarungen 
mit den Ausbildungsbetrieben gab.
Die Aufhebung der Präsenzpflicht wird für alle Schüle­
rinnen und Schüler der allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Schulen sowie der Schulen der 
Erwachsenenbildung zunächst bis zum 01.10.2021 und 
damit bis zu den Herbstferien verlängert. Für die 
Anfertigung von Klausuren und die Durchführung von 
Prüfungshandlungen kann die Schule die persönliche 
Anwesenheit von Schülerinnen und Schülern anord­
nen. Schülerinnen und Schüler, die nicht an den Prä­
senzangeboten teilnehmen, werden nach den vorhan­
denen personellen Ressourcen der Schule mit Angebo­
ten des Distanzunterrichts versorgt.
Zuständig: Schulleitung

1.1 	 Durchführung von Schnelltests für Laien bei allen an 
der Schule tätigen Personen
Allen an den Schulen tätigen Personen soll die Mög­
lichkeit eröffnet werden, sich dreimal in der Woche 
mittels eines Schnelltests für Laien zu testen. Die Teil­
nahme ist freiwillig. Bis auf Weiteres sind zwei Tests 
pro Woche für jede Lehrkraft verbindlich (§ 28 b Binf­
SchG). Dies gilt nicht für geimpfte und genesene Perso­
nen im Sinne der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Aus­
nahmenverordnung, siehe auch Kap. 1.3.
Bei einem positiven Schnelltestergebnis gelten die Mel­
deverpflichtungen aus Kap. 15.

1.2 	 Verpflichtende Schnelltest für Laien bei Schülerinnen 
und Schülern
Schülerinnen und Schüler, die Präsenzangebote an der 
Schule wahrnehmen, dies schließt die von der Schule 
für verpflichtend erklärte Anwesenheit wie der bei 
Klausuren ein, werden nur zugelassen, wenn sie
–	 zuvor am selben Tage unter Aufsicht der Schule 

einen Selbsttest mit negativem Ergebnis durchge­
führt haben,

–	 einen Antigen-Schnelltest gemäß § 10 d HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO bei einem zugelassenen 
Testzentrum durchführen und ein negatives Ergeb­
nis bestätigt bekommen haben, dass nicht älter als 
24 Stunden ist oder

–	 einen PCR Test vorlegen, der § 10 d HmbSARS- 
CoV-2-EindämmungsVO entspricht und nicht älter 
ist als 48 Stunden. Dies gilt nicht für Schülerinnen 
und Schüler der Vorschulklassen, bei ihnen ist die 
Teilnahme freiwillig. Verweigern Schülerinnen und 
Schüler eine Selbsttestung, werden sie zu schuli­
schen Präsenzangeboten nicht zugelassen und müs­
sen das Schulgelände verlassen.

Die Testpflicht umfasst mindestens zwei verpflicht­
ende Tests in jeder Kalenderwoche. Schülerinnen und 
Schüler testen sich beispielsweise am Montag und am 
Mittwoch oder am Dienstag und am Donnerstag. Der 
Test sollte jeweils zu Beginn des Schultages durchge­
führt werden. Dies gilt nicht für geimpfte und genesene 
Personen im Sinne der COVID-19 Schutzmaßnah­
men-Ausnahmenverordnung, siehe auch Kap. 1.3.
Bei einem positiven Schnelltestergebnis gelten die Mel­
deverpflichtungen aus Kap. 15 sowie die Dokumentati­
onspflichten aus Kap. 14. Darüber hinaus ist keine 
personenbezogene Dokumentation der durchgeführten 
und negativ ausgefallenen Schnelltests durch die Schu­
len notwendig. Zu Monitoringzwecken ist allein der 

zahlenmäßige Verbrauch der Schnelltests zu erfassen 
und der BSB auf Abfrage zu melden.

1.3 	 Ausnahmen von der Testpflicht

Vollständig Geimpfte oder Genesene sind nach 
Beschlusslage auf Bundesebene künftig getesteten Per­
sonen gleichgestellt. Für vollständig Geimpfte oder 
Genesene gelten daher die Kontaktbeschränkungen für 
private Zusammenkünfte nicht mehr, ebenso keine 
Testpflichten im beruflichen oder privaten Kontext 
bspw. beim Einkaufen oder beim Friseur. Auch die 
Pflicht, sich zweimal in der Woche für den Präsenzun­
terricht testen zu lassen, gilt für diese Gruppe nicht 
mehr.

Als vollständig geimpft gelten alle Personen erst ab 
dem 15. Tag nach der zweiten Corona-Schutzimpfung 
mit einem in der EU zugelassenen Impfstoff. Geimpfte 
müssen einen entsprechenden Nachweis vorlegen kön­
nen. Bei Geimpften ist das der Impfausweis oder eine 
Impfbescheinigung in deutscher, englischer, französi­
scher, italienischer oder spanischer Sprache als Papier­
dokument oder in digitaler Form (§ 2 Abs. 5 Hmb­
SARS-CoV-2-EindämmungsVO i.V.m. § 2 COVID-19- 
Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung).

Als Genesene gelten alle Personen, die eine Corona-In­
fektion überstanden haben, die mindestens 28 Tage 
sowie maximal sechs Monate zurückliegt, oder die nach 
der zurückliegenden Infektion mindestens eine Coro­
na-Schutzimpfung erhalten haben. Bei Genesenen ist 
ein Genesenen-Nachweis erforderlich. Hierbei handelt 
es sich um eine Bescheinigung, dass eine Infektion mit 
dem Coronavirus auf Grundlage eines PCR-Tests fest­
gestellt worden ist.

2 	 Abstands- und Kontaktregeln

2.1 	 Abstands- und Kontaktregeln für Schülerinnen und 
Schüler

Schülerinnen und Schüler sollen angehalten werden, 
nach Möglichkeit Abstand zu wahren. Insbesondere ist 
darauf zu achten, dass unmittelbare körperliche Kon­
taktaufnahmen (z. B. Umarmungen, Händeschütteln, 
körperbetonte Sportaktivitäten in der Pause u. a.) 
soweit wie möglich vermieden werden.

Die Rechtsverordnung formuliert dies so:

„Beim Aufenthalt von Schülerinnen und Schüler auf 
dem Schulgelände, während des Unterrichtes und bei 
der Betreuung von Schülerinnen und Schülern sowie 
bei schulischen Veranstaltungen mit Schülerinnen und 
Schülern an anderen Orten soll auf die Wahrung des 
Abstandsgebots hingewirkt werden, soweit dies mit der 
Erfüllung der erzieherischen und didaktischen Auf­
gabe vereinbar ist und die räumlichen Verhältnisse dies 
zulassen“ (§ 23 Absatz 1 Satz 2 HmbSARS-CoV-2-Ein­
dämmungsVO).

Das allgemeine Abstandsgebot wird zur Sicherstellung 
des Unterrichts in Bezug auf das Lernen im Schulun­
terricht eingeschränkt. Schülerinnen und Schüler sol­
len deswegen ganz überwiegend in ihrer Klasse lernen. 
Um eine sinnvolle Unterrichtsgestaltung zu ermögli­
chen, ist das Abstandsgebot zwischen den Schülerin­
nen und Schülern im Unterricht in der Klasse sowie 
allen Lern-, Förder- und Ganztagsangeboten aufgeho­
ben.

Schülerinnen und Schüler können in besonderen Fäl­
len – beispielsweise in Wahlpflichtkursen, Arbeitsge­
meinschaften oder Oberstufenkursen – auch in weite­
ren Lerngruppen lernen, selbst wenn sie dann mit 
anderen Schülerinnen und Schülern in Kontakt kom­
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men. Entscheidend ist, dass nur Schülerinnen und 
Schüler einer Jahrgangsstufe (Kohorte) in den ver­
schiedenen Lerngruppen zusammen lernen.

Auch im Ganztag gilt, dass Schülerinnen und Schüler 
aus einem Jahrgang bzw. einer Kohorte untereinander 
keinen Abstand einhalten müssen, Schülerinnen und 
Schüler aus verschiedenen Jahrgangsstufen bzw. ver­
schiedenen Kohorten dagegen den Abstand zu wahren 
haben.

Im Regelfall gilt wie beschrieben die entsprechende 
Jahrgangsstufe als Kohorte. Schulen können jedoch in 
besonderen Fällen andere Kohorten bilden. Ausnah­
men sind zulässig für Schulen mit jahrgangsübergrei­
fendem Lernen oder für sehr kleine, einzügige Grund­
schulen. Werden andere Kohorten als die Jahrgangs­
stufe gebildet, dürfen in diesem besonderen Fall die 
neuen Kohorten jeweils maximal 120 Schülerinnen 
und Schüler nicht überschreiten. Über diese und ggf. 
weitere Ausnahmen entscheidet die jeweilige Schulauf­
sicht.

Gleichwohl gilt, dass die Zahl der Kontakte zu anderen 
Schülerinnen und Schülern möglichst niedrig sein soll.

Nach sorgfältiger Abwägung kann in besonderen und 
begründeten Einzelfällen das Kohortenprinzip durch­
brochen werden. Diese Abweichung des Kohortenprin­
zips ist von der Schulaufsicht zu genehmigen und von 
der Schule zu dokumentieren. Alternativ müssen die 
Schülerinnen und Schüler einer solchen gemischten 
Lerngruppe untereinander den Mindestabstand von 
1,50 Metern einhalten. An GBS-Standorten gilt, dass 
die kohortenübergreifende Betreuung in den Randzei­
ten der Schulaufsicht anzuzeigen ist.

Außerhalb der Unterrichts- und Ganztagsangebote, 
zum Beispiel in den Pausen, auf den Wegen und beim 
Mittagessen sollte im Sinne der Verordnung zur Ein­
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-
COV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg darauf 
hingewirkt werden, dass das Abstandsgebot eingehal­
ten wird. Gleichwohl müssen die Schülerinnen und 
Schüler einer Jahrgangsstufe in den allgemeinbilden­
den Schulen untereinander den Mindestabstand nicht 
zwingend einhalten.

Zuständig: Schulleitung, pädagogisches Personal

2.2 	 Abstands- und Kontaktregeln für das schulische Perso­
nal

Das schulische Personal muss untereinander das 
Abstandsgebot einhalten, beispielsweise in Konferen­
zen, im Lehrerzimmer, im Schulbüro und bei Kontak­
ten mit Eltern. Auf Abstand ist insbesondere in den 
Schulbüros, im Lehrerzimmer und in Teeküchen zu 
achten.

Lehrkräfte und andere pädagogische Kräfte agieren 
grundsätzlich jahrgangs- bzw. kohortenübergreifend 
und können daher in verschiedenen Lerngruppen ein­
gesetzt werden. Im Unterricht sollten Lehrkräfte und 
andere pädagogische Kräfte nach Möglichkeit den 
Abstand zu den Schülerinnen und Schülern einhalten. 
Hier ist ein Mindestabstand von 1,50 Metern jedoch 
nicht zwingend erforderlich. Da die COVID-19-Er­
krankung von der Dosis der Viren abhängt, ist es wich­
tig, dass entsprechende Kontakte mit geringerem 
Abstand als 1,50 Metern in ihrer zeitlichen Dauer 
beschränkt werden. Als hoch gilt die Wahrscheinlich­
keit einer Infektion mit dem Coronavirus nach dem 
Robert-Koch-Institut dann, wenn eine Person in 
„kumulativ mindestens 10-minütigem Gesichts- („face-

to-face“) Kontakt z. B. im Rahmen eines Gesprächs“ zu 
einem an COVID-19-Erkrankten stand.

In einer besonderen Situation befinden sich Lehrkräfte 
und weitere Personen, die nicht nur kohorten-, sondern 
auch schulübergreifend eingesetzt werden müssen, z. B. 
Studienleiterinnen und -leiter oder Lehrkräfte der För­
derzentren. Es ist im Hygieneplan der Schulen darauf 
zu achten, dass die von dieser Gruppe ausgehende 
Infektionsgefahr für andere Personen durch Einhalten 
geeigneter Schutzmaßnahmen minimiert wird. Zudem 
muss der Einsatz dokumentiert sein, um im Infektions­
fall Kontakte nachverfolgen zu können (zur Dokumen­
tation siehe auch Kap. 14).

Zuständig: Schulleitung

2.3 	 Maßnahmen zur Sicherstellung der Abstandregeln

Trotz der modifizierten Abstandsregeln soll der Schul­
alltag so organisiert werden, dass die Zahl der Kontakte 
zwischen Schülerinnen und Schülern zahlenmäßig auf 
ein niedriges Niveau und in jedem Fall auf die Jahr­
gangsstufe (Kohorte) beschränkt bleibt.

Die Schulen sorgen durch eine entsprechende Kom­
munikation dafür, dass die Abstands- und Hygienere­
geln allen Personen an der Schule bekannt sind. Sie 
sichern die Einhaltung der Abstandsregeln, indem sie 
mit den Schülerinnen und Schülern diese Regeln ler­
nen und einüben.

In ihrem schuleigenen Hygieneplan beschreiben die 
Schulen Maßnahmen, mit denen sie die Einhaltung der 
Regeln sicherstellen.

In jedem Fall stellen die Schulen durch entsprechende 
Wegekonzepte, durch feste Aufenthaltsbereiche auf 
den Pausen- und Schulhöfen und durch weitere Rege­
lungen für die Pausen und das Mittagessen sicher, dass 
die Zahl der Kontakte zwischen Schülerinnen und 
Schülern auf ein niedriges Niveau und auf die Jahr­
gangsstufe (Kohorte) beschränkt bleibt und die 
Abstände eingehalten werden.

Darüber hinaus können Schulen beispielsweise dort, 
wo es möglich ist, versetzte Anfangs- und Pausenzeiten 
festlegen. Die Entscheidung darüber trifft die Schule 
unter Abwägung ihrer organisatorischen Möglichkei­
ten. Voraussetzung ist, dass der Präsenzunterricht nach 
Stundentafel durch diese Maßnahme nicht einge­
schränkt wird.

Aufsichtspflichten müssen im Hinblick auf veränderte 
Pausensituationen und die neuen Verhaltens- und 
Hygieneregelungen angepasst werden (geöffnete Fens­
ter, körperliche Auseinandersetzungen zwischen Schü­
lerinnen und Schülern, „tote“ Ecken im Schulgelände).

Zuständig: Schulleitung und schulisches Personal

3 	 Das Tragen von medizinischen Masken

Durch das Tragen von medizinischen Masken werden 
Tröpfchen, die z. B. beim Sprechen, Husten oder Nie­
sen ausgestoßen werden, abgefangen. Als Standard gilt 
dabei die sog. OP-Maske, das Tragen von CPA, KN 95, 
FFP 2 ist freiwillig. Das Risiko, eine andere Person 
durch Husten, Niesen oder Sprechen anzustecken, wird 
so deutlich verringert (Fremdschutz).

Alle Personen müssen an den Schulen bis auf Weiteres 
eine medizinische Maske tragen („Maskenpflicht“). 
Die Maskenpflicht gilt insbesondere während der 
Unterrichts- und Ganztagsangebote, in den Fluren 
sowie auf den Zuwegungen. Von dieser grundsätzli­
chen Regelung gibt es folgende Ausnahmen:
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1. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht sind die 
Schülerinnen und Schüler der Vorschulklassen, bei 
ihnen ist das Tragen einer Maske ist freiwillig.

2. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht sind alle Per­
sonen an den Schulen in der Zeit, in der sie in einem 
Büro an einem festen Arbeitsplatz arbeiten und 
zusätzlich untereinander den Mindestabstand ein­
halten. Das gilt beispielsweise für das Schulsekreta­
riat oder das Lehrerzimmer, aber auch für Elternge­
spräche, Elternabende und Schulkonferenzen in 
geeigneten Schulräumen (siehe auch Kap. 2.2).

3. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht sind Schüle­
rinnen und Schüler, die an einem festen Platz in der 
Schulkantine oder einem Klassenraum das Essen 
einnehmen (zur Mittagessenversorgung siehe auch 
Kap. 8).

4. 	 Eine Befreiung einzelner Schülerinnen und Schüler 
oder Beschäftigter von der Maskenpflicht kann die 
Schulleitung nur auf der Grundlage eines aktuellen 
qualifizierten ärztlichen Attestes erteilen. Dabei 
genügt es nicht, wenn ein Arzt attestiert, die oder 
der Betroffene sei „aus gesundheitlichen Gründen“ 
nicht in der Lage, eine Maske zu tragen. Vielmehr 
muss sich aus dem Attest nachvollziehbar ergeben, 
welche gesundheitlichen Beeinträchtigungen auf­
grund der Verpflichtung zum Tragen einer medizi­
nischen Maske in der Schule zu erwarten sind. 
Relevante Vorerkrankungen sind im Attest zu 
benennen. Ein qualifiziertes Attest muss darüber 
hinaus zweifelsfrei erkennen lassen, dass

– 	ein zugelassene Ärztin bzw. ein zugelassener Arzt

– 	 im Rahmen einer persönlichen Untersuchung 
der Patientin/des Patienten

– 	ein ordnungsgemäßes Attest (Name Patient, 
Stempel Praxis, Datum etc.)

	 erstellt hat. Entspricht ein Attest den o.g. Vorgaben, 
so ist es zu akzeptieren und durch die Schulleitung 
mit der oder dem Betroffenen abzustimmen, wie 
eine Teilnahme am Unterricht bzw. ein Einsatz an 
Schule erfolgen kann, ohne dass von ihr bzw. ihm 
eine Ansteckungsgefahr ausgeht.

5. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht ist ferner der 
Aufenthalt im Freien in den Pausen. Voraussetzung 
dafür ist, dass die Schülerinnen und Schüler in den 
Pausen weiterhin nach Jahrgangsstufen (bzw. soge­
nannten Kohorten) getrennt sind und insbesondere 
die Schulbeschäftigten darauf achten, dass sie selbst 
den Mindestabstand gegenüber Schülerinnen und 
Schülern sowie anderen Schulbeschäftigten einhal­
ten.

6. 	 Ausnahmen von der Maskenpflicht gelten für den 
Theater- und Musik- sowie den Sportunterricht (für 
Praxisphasen mit hoher Herz-Kreislauf-Belastung). 
Hier darf die Maske abgenommen werden, wenn ein 
Mindestabstand von 2,5 Metern in geschlossenen 
Räumen eingehalten werden kann.

	 Darüber hinaus kann analog zu den Regelungen für 
den Vereinssport bei den Schülerinnen und Schü­
lern von der VSK bis einschließlich zur Jahrgangs­
stufe 7 auf das Tragen einer Maske verzichtet wer­
den.

	 Beim Sportunterricht im Freien unter Aufsicht 
kann analog zu den Regelungen für den Ver­
einssport in allen Jahrgängen auf das Tragen einer 
Maske verzichtet werden.

7. 	 Schülerinnen und Schülern dürfen in allen Prüfun­
gen, Präsentationen und Klausuren dann die Maske 
abnehmen, wenn ein Mindestabstand von 1,5 
Metern eingehalten werden kann.

8. 	 Eine Ausnahme für das schulische Personal von der 
Maskenpflicht bezieht sich auf Unterrichtsphasen 
insbesondere in der Grundschule, die dem Spra­
cherwerb oder dem Lese-Schreiblernprozess die­
nen. Hier ist das temporäre Ablegen der Maske 
möglich, wenn der Abstand von 1,5 Metern zu allen 
Schülerinnen und Schülern gewahrt wird und alle 
weiteren Hygienemaßnahmen, insbesondere das 
Lüften, eingehalten werden. Eine Plexiglasscheibe 
am Pult kann darüber hinaus zusätzlichen Schutz 
bieten.

Die Schule weist alle Beteiligten, insbesondere die Sor­
geberechtigten sowie die Schülerinnen und Schüler, 
auf die Maskenpflicht hin und erklärt die Regeln für 
das Tragen auf dem Schulgelände. Wichtig sind ent­
sprechende Hinweistafeln oder -plakate an den Schul­
eingängen.

Die Schule achtet darauf, dass die Schülerinnen und 
Schüler, die schulischen Beschäftigten sowie alle weite­
ren Personen die Regeln an den Schulen einhalten. 
Werden die Regeln nicht eingehalten, ergreift die 
Schule zur Durchsetzung der Regeln die entsprechen­
den Maßnahmen wie bei anderen Disziplinverstößen 
auch.

Jede Schule hat von der Schulbehörde sog. OP-Masken, 
Corona-Pandemie-Atemschutzmasken (CPA), KN 95- 
Masken sowie bei besonderem Bedarf FFP 2-Masken 
erhalten. Die Beschäftigten sind verpflichtet, als Stan­
dard eine sog. OP-Maske zu tragen. Das Tragen einer 
CPA, KN 95-Maske oder FFP 2-Maske ist freiwillig.

Schulexterne sowie Eltern tragen während der Schul­
zeit im Schulgebäude grundsätzlich eine medizinische 
Maske (zum Zugang schulfremder Personen siehe auch 
Kap. 12).

4 	 Umgang mit Schülerinnen und Schülern mit erhöh-
tem Risiko

Für alle Schülerinnen und Schüler gilt ohne Ein­
schränkung die Schulpflicht.

Bei Schülerinnen und Schülern, die unter Vorerkran­
kungen mit besonderer Risikolage leiden, sind beson­
dere Schutzmaßnahmen zu treffen. Dieses gilt auch für 
gesunde Schülerinnen und Schüler, die in häuslicher 
Gemeinschaft mit Personen mit besonderen Gesund­
heitsrisiken leben. Die besondere Gefährdung ist durch 
ein qualifiziertes ärztliches Attest oder einen Schwer­
behinderten- bzw. Transplantationsausweis nachzu­
weisen. Hinsichtlich der Inhalte des qualifizierten 
Attests wird auf die unter Ziffer 3.4 genannten Anfor­
derung verwiesen. Schutzmaßnahmen können z. B. das 
Tragen einer FFP-2-Maske, die gesonderte Platzierung 
im Klassenraum, Einsatz von Plexiglaswänden, Aus­
schluss von Gruppenarbeiten, abweichende Pausenzei­
ten und ähnliches sein.

Sollte ein Attest aus Sicht der Schulleitung die o. g. 
Bedingungen nicht eindeutig erfüllen und beispiels­
weise als Grund für die Entschuldigung nur das Alter 
eines Elternteils angegeben sein, sollte den Erziehungs­
berechtigten mitgeteilt werden, dass das Attest nicht 
eindeutig im Sinne der Vorgaben und durch ärztliches 
Attest zu spezifizieren ist. Sollte es zu keiner einver­
nehmlichen Lösung kommen, kann über die regionale 
Schulaufsicht Kontakt zur Rechtsabteilung der BSB 
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aufgenommen werden, die dann im weiteren Verfahren 
berät.

Liegt nach Eindruck der Schule eine besondere Belas­
tungssituation in der Familie vor, die ggf. durch Ängste 
noch verstärkt wird und sich auch darin ausdrückt, 
dass Sorgeberechtigte ihre Kinder zu Hause behalten 
möchten, wird empfohlen, das zuständige ReBBZ bera­
tend einzubinden.

Im Übrigen gilt die Regelung aus Kap. 1 nach der die 
Präsenzpflicht bis zum Ende des Schuljahres 2020/21 
aufgehoben ist.

5 	 Persönliche Hygiene

Das Coronavirus ist von Mensch zu Mensch übertrag­
bar. Der Hauptübertragungsweg ist die Tröpfchenin­
fektion. Hierbei wird zwischen Tröpfchen und Aeroso­
len unterschieden, wobei der Übergang fließend ist. 
Während insbesondere größere Tröpfchen schnell zu 
Boden sinken, können Aerosole auch über einen länge­
ren Zeitraum in der Luft schweben, siehe auch Kap. 
6.2. Die Tröpfcheninfektion erfolgt vor allem direkt 
über die Schleimhäute der Atemwege. Darüber hinaus 
ist eine Übertragung auch indirekt über kontaminierte 
Hände möglich, wenn sie mit Mund- oder Nasen­
schleimhaut sowie die Augenbindehaut in Kontakt 
gebracht werden. Für einen wirkungsvollen Infektions­
schutz sind vor allem die in den folgenden Kapiteln 
dargestellten Maßnahmen zu beachten.

5.1 	 Umgang mit Symptomen

Personen mit Corona-typischen Krankheitssympto­
men (akute Atemwegserkrankungen, Husten, Fieber), 
die nicht durch eine chronische Erkrankung zu erklä­
ren sind, dürfen die Schulen nicht betreten. Dieses 
Verbot umfasst alle Personengruppen, die eine Schule 
betreten wollen.

Bei Auftreten von Symptomen während der Unter­
richtszeit sind die betreffenden Schülerinnen und 
Schüler zu isolieren und die Eltern zu informieren. 
Zusätzlich sind in diesem Fall das Datum, der Name 
des Kindes sowie eine Zuordnung der Erkrankung zu 
den Kategorien „Erkältungssymptome“, „Bauch­
schmerzen/Übelkeit“, „Allgemeine Schmerzen“, 
„Sonstiges“ zu notieren, bei der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter gesichert aufzubewahren und nach vier 
Wochen zu vernichten, (zur Dokumentation siehe auch 
Kap. 14)

Zuständig: Schulleitung

5.2 	 Allgemeine Regeln zur persönlichen Hygiene

–	 Mit den Händen nicht in das Gesicht fassen, insbe­
sondere die Schleimhäute nicht berühren, d. h. 
nicht an Mund, Augen und Nase fassen.

–	 Keine Berührungen, Umarmungen und kein Hän­
deschütteln.

–	 Gründliche Händehygiene (z. B. nach dem Naseput­
zen, Husten oder Niesen) durch

a)	Händewaschen mit Seife für 20 – 30 Sekunden 
(siehe auch https://www.infektionsschutz.de/
haendewaschen/) oder

b)	Händedesinfektion: Über Schulbau Hamburg 
sind alle staatlichen Hamburger Schulen flächen­
deckend mit Handdesinfektionsmitteln und ent­
sprechenden Spender ausgestattet worden. Das 
sachgerechte Desinfizieren der Hände ist dann 
sinnvoll, wenn ein gründliches Händewaschen 
nicht möglich ist. Dazu muss Desinfektionsmit­
tel in ausreichender Menge in die trockene Hand 

gegeben und bis zur vollständigen Abtrocknung 
ca. 30 Sekunden in die Hände einmassiert wer­
den. Dabei ist auf die vollständige Benetzung der 
Hände zu achten (siehe auch www.aktion-sau­
berehaende.de).

–	 Husten- und Niesetikette: Husten und Niesen in 
die Armbeuge gehören zu den wichtigsten Präventi­
onsmaßnahmen! Beim Husten oder Niesen größt­
möglichen Abstand zu anderen Personen halten, am 
besten wegdrehen.

–	 Atemwege schützen: Alle Personen an den Schulen 
achten darauf, die Atemwege durch das Tragen 
einer medizinischen Maske zu schützen. Zu den 
genaueren Ausführungsbestimmungen siehe Kap. 3.

Zuständig: Jede Einzelperson

6 	 Raumhygiene

Neuere Erkenntnisse der Wissenschaft verweisen da­
rauf, dass das Risiko durch Aerosolübertragung eine 
stärkere Bedeutung hat als bislang angenommen, wäh­
rend das Risiko der Schmierinfektion geringer ist als 
bisher angenommen. Weiterhin überragende Bedeu­
tung hat die Übertragung der Krankheit durch Tröpf­
cheninfektion (Husten, Niesen, Sprechen), siehe Kap. 
5. Grundsätzlich gilt, dass die Schulgemeinschaft in der 
Zeit der Pandemie besonders darauf achtet, die Schule 
sauber zu halten und die Hygieneregeln zu befolgen. 
Insbesondere achten die aufsichtspflichtigen Lehr­
kräfte auf das regelmäßige Lüften (siehe Kap. 6. 2.), die 
fachgerechte Entsorgung des Mülls und auf die Einhal­
tung der Sauberkeit in den Sanitärräumen. Die Auf­
sichtszeiten und das Aufsichtsmanagement sind ent­
sprechend anzupassen.

6.1 	 Raumkonzept

Um das Infektionsrisiko gering zu halten, wird der 
Schulbetrieb so organisiert, dass möglichst viele Räume 
ausschließlich von Schülerinnen und Schülern einer 
Kohorte und nur möglichst wenige Räume (beispiels­
weise Fachräume an den weiterführenden Schulen) von 
Schülerinnen und Schülern verschiedener Jahrgangs­
stufen/Kohorten genutzt werden. In der Regel sollte 
jede Lerngruppe möglichst oft einen eigenen festen 
Raum nutzen, der von keiner anderen Lerngruppe 
genutzt wird.

Abweichend davon können Schulen mit einem Kabi­
nettsystem in begrenztem Umfang Ausnahmen vom 
Raumkonzept mit der jeweiligen Schulaufsicht verein­
baren.

Zuständig: Schulleitung

6.2 	 Lüftung der schulischen Räumlichkeiten

Wichtig ist das regelmäßige und richtige Lüften in 
allen schulischen Räumen, da frische Luft eine der 
wirksamsten Maßnahmen ist, potenziell virushaltige 
Aerosole aus Innenräumen zu entfernen.

Folgende Vorgaben sind zu beachten:

–	 Es soll in jeder Unterrichtspause intensiv bei weit 
geöffneten Fenstern unter Aufsicht quer- oder stoß­
gelüftet werden.

–	 Es soll möglichst eine Querlüftung stattfinden, das 
heißt Lüften mit weit geöffneten Fenstern bei 
gleichzeitig geöffneter Tür und im Flur ebenfalls 
geöffneten Fenstern.

–	 Brandschutztüren können zum Querlüften kurzzei­
tig geöffnet und anschließend wieder geschlossen 
werden.
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–	 Stoßlüften bedeutet, dass die Fenster vollständig 
geöffnet werden, eine Kipplüftung reicht nicht aus.

–	 Für den Unterricht gilt als Grundregel, dass alle 20 
Minuten eine knapp fünfminütige Quer- oder Stoß­
lüftung durchgeführt wird, bis es zu einem spürba­
ren Luftaustausch kommt.

–	 Aus Sicherheitsgründen verschlossene Fenster 
müssen für die Lüftung unter Aufsicht einer Lehr­
kraft geöffnet werden.

–	 Kommt es während des Unterrichts bei geschlosse­
nen Fenstern bei einzelnen Personen zu wiederhol­
tem Niesen oder Husten, sollte zusätzlich unmittel­
bar bei weit geöffneten Fenstern gelüftet werden.

–	 Sind raumlufttechnische Anlagen in den Schulen 
vorhanden, sollten diese möglichst durchgehend 
mit Frischluftzufuhr in Betrieb sein. Umluftbetrieb 
ist zu vermeiden.

–	 Die vorgenannten Lüftungsregeln gelten auch, 
wenn mobile Luftreinigungsgeräte in Unterrichts­
räumen installiert sein sollten. Nach Einschätzung 
von Experten ersetzen Raumluftreiniger keine Lüf­
tung durch das Fenster.

Die Vorgaben zum regelmäßigen Quer- oder Stoßlüften 
gelten auch für alle weiteren schulischen Räumlichkei­
ten wie beispielsweise das Lehrerzimmer und das 
Schulbüro. Die Schule regelt die Umsetzung in eigener 
Verantwortung entsprechend der räumlichen Gegeben­
heiten. Zur Lüftung in schulischen Kantinen wird auf 
die Vorgabe in Kap. 8 verwiesen.

Zuständig: Schulleitungen/pädagogisches Personal

6.3 	 Reinigung an Schulen

Für die Reinigung gelten grundsätzlich die Leistungs­
beschreibung für Gebäude-, Glas- und Fensterrahmen­
reinigung – in den von der Freien und Hansestadt 
Hamburg genutzten Gebäuden – (Ausgabe 2016) und 
die Reinigungspläne für Schulen und Sporthallen 
(Stand: 08.07.2016).

Da die große Sorge vor einer Übertragung durch 
Gegenstände (Klassenbücher, Schulbücher, Hefte) zu 
relativieren ist, können die entsprechenden Vorschrif­
ten und schuleigenen Regelungen gelockert werden.

Darüber hinaus werden die Reinigungsintervalle 
moderat an die früheren Regelungen angepasst, wobei 
die Schülerinnen und Schüler wie gewohnt die Stühle 
am Ende des Schultages auf die Tische stellen und den 
Klassenraum besenrein hinterlassen. Die Maßnahmen 
verpflichten gleichzeitig die Schulgemeinschaft, auf 
Sauberkeit besonders in den Sanitärbereichen zu ach­
ten.

Bis auf weiteres erfolgen höhere Reinigungsintervalle 
der sanitären Anlagen. Ergänzend wird jeder Schule 
eine täglich präsente und verfügbare Reinigungskraft 
für Ad-hoc-Maßnahmen zugewiesen.

Bei Fachräumen und Sporthallen, die durch unter­
schiedliche Kohorten genutzt werden, sollten neben 
einer regelmäßigen Lüftung Handkontaktpunkte bei 
der Reinigung gesondert berücksichtigt werden. Eine 
routinemäßige Flächendesinfektion wird in Schulen 
auch in der jetzigen COVID-Pandemie durch das RKI 
nicht empfohlen. Auch hier ist die angemessene Reini­
gung völlig ausreichend.

Wird eine Desinfektion im Einzelfall durch das zustän­
dige Gesundheitsamt als notwendig erachtet, so ist 
diese durch ein professionelles Reinigungsunterneh­

men entsprechend der Handlungsempfehlung der Leit­
stelle Gebäudereinigung durchzuführen.

Zuständig: Schulbau Hamburg bzw. Gebäudemanage­
ment Hamburg bzw. HEOS/Leitstelle Gebäudereini­
gung der FB

6.4 	 Hygiene im Sanitärbereich

In allen Toilettenräumen müssen ausreichend Sei­
fenspender, Einmalhandtücher oder Stoffhandtuchrol­
len aus retraktiven Spendersystemen bereitgestellt und 
regelmäßig aufgefüllt bzw. gewartet werden. Die ent­
sprechenden Auffangbehälter für Einmalhandtücher 
und Toilettenpapier sind vorzuhalten.

Toilettenbecken, Urinale, Toilettensitze, Armaturen 
und Waschbecken werden an Grund- und weiterfüh­
renden Schulen zweimal täglich gereinigt. Die Reini­
gung der Wände, Böden und die Entleerung der Papier­
behälter erfolgt nach Bedarf.

An berufsbildenden Schulen erfolgt die Reinigung ein­
mal täglich. Eine zweite Reinigung erfolgt durch eine 
Tageskraft nach Augenscheinnahme (Sichtreinigung). 
Handkontaktpunkte in Sanitärbereichen sollten bei 
der Reinigung gesondert berücksichtigt werden.

Zuständig: Schulbau Hamburg/Gebäudemanagement 
Hamburg bzw. HEOS/ Leitstelle Gebäudereinigung 
der FB

7 	 Infektionsschutz in den künstlerischen Fächern und 
in Sport

Wie in allen anderen Fächern finden auch der Unter­
richt in den künstlerischen Fächern und der Sportun­
terricht im Klassenverband oder in klassenübergreifen­
den Lerngruppen, jedoch nicht in jahrgangsübergrei­
fenden Lerngruppen statt (Ausnahmen siehe Kap.2.1). 
Grundsätzlich gelten daher im Unterricht die modifi­
zierten Abstandsregeln (s.o.). Dennoch sind Unter­
richtssituationen mit direktem Körperkontakt zwi­
schen den Schülerinnen und Schülern weitestgehend 
zu vermeiden, um das Risiko einer Tröpfcheninfektion 
oder Ansteckung über Aerosole möglichst gering zu 
halten. Zu den einschlägigen MNB-Regelungen siehe 
Kapitel 3. Zudem gelten für die einzelnen Fächer fol­
gende besondere Regelungen:

Musik

Abweichend von den oben aufgeführten Regelungen 
zum Mindestabstand sind beim Gesang, beim Spielen 
von Blasinstrumenten und beim Tanz bis auf weiteres 
auch zwischen Schülerinnen und Schülern einer Klasse 
oder einer Jahrgangsstufe ein Mindestabstand von 2,50 
Metern einzuhalten. Wenn dieser Sicherheitsabstand 
eingehalten wird, kann in musikpraktischen Phasen 
die Maske abgesetzt werden. Bei den musikpraktischen 
Angeboten sind die allgemeinen Hygieneregeln und 
hier insbesondere das Lüften zu beachten.

Theater

Um Körperkontakt zu vermeiden, müssen im Theater­
unterricht andere Ausdrucksformen der Körperlich­
keit gefunden werden; es werden zudem immer nur 
wenige Personen gleichzeitig im Raum und auf der 
Bühne agieren können. Außerdem gilt für das Spre­
chen im Chor bis auf weiteres ein Mindestabstand von 
2,50 Metern.

Sport

Unterrichtssituationen mit direktem Körperkontakt 
sind weitestgehend zu vermeiden. Die körperbetonten 
Bewegungsfelder „Spielen“ sowie „Kämpfen und Ver­
teidigen“ können derzeit nicht bzw. nur eingeschränkt 
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unterrichtet werden. Denkbar sind in diesen Bewe­
gungsfeldern vor allem Technik-, Demonstrations- und 
Gestaltungsaufgaben sowie Aufgaben mit Schwerpunkt 
auf individual taktischem Verhalten. Wettkämpfe oder 
wettkampfnahe Aufgaben sind in den Sportarten Fuß­
ball, Handball, Basketball, Volleyball, Hockey, Squash, 
Judo, und Standardtanz nicht zulässig.
Schwimmen
Im Schwimmunterricht muss zu Angehörigen der eige­
nen Lerngruppe im Wasser und in den weiteren Räum­
lichkeiten der Schwimmbäder kein Mindestabstand 
eingehalten werden. Der Mindestabstand zu Personen, 
die nicht der eigenen Lerngruppe angehören, beträgt 
im Wasser 2,50 Meter, im Übrigen 1,50 Meter.
Zuständig: Bäderland Hamburg, Fachlehrkräfte

8 	 Mittagessen und Trinkwasserversorgung
Allgemein zugängliche Trinkwasserspender können 
wieder in Betrieb genommen werden. Dabei sollen 
Schülerinnen und Schüler darauf hingewiesen werden, 
dass sie vor Benutzung die Hände waschen. Ergänzend 
wird die mehrfach tägliche Reinigung der Handkon­
taktpunkte empfohlen.
Die gemeinschaftliche Nutzung der Kantinen ist für 
alle Jahrgangsstufen ohne Beachtung des Mindestab­
standes zwischen Schülerinnen und Schülern einer 
Kohorte möglich. Dazu ist es empfehlenswert, dass die 
Essenspausen nach Kohorten getrennt organisiert wer­
den.
Buffets zur Selbstbedienung dürfen gemäß § 15 der 
Verordnung zur Eindämmung des Coronavirus SARS-
CoV-2 vom 25.08.2020 ab dem 1. September 2020 wie­
der angeboten werden.
Folgende Hygienemaßnahmen sind zwingend zu 
beachten, wenn Buffets angeboten werden bzw. Schüle­
rinnen und Schüler kohortenübergreifend zur Mittags­
pause gehen:
–	 Definierte Wegeführung („Einbahnstraßenprin­

zip“)
–	 Ausreichenden Abstand zwischen den Personen bei 

der Aus- und Abgabe sowie der Essenseinnahme 
sicherstellen (mind. 1.5 m)

–	 Abstand durch entsprechende Aufstellung/Reduzie­
rung von Stühlen und Tischen sicherstellen

–	 Vor dem Essen Hände mit Wasser und Seife ausrei­
chend lange waschen (mindestens 30 Sekunden). 
Das gründliche Händewaschen hat immer Priorität. 
Als zweite Möglichkeit kann Handdesinfektions­
mittel für eine hygienische Händedesinfektion 
genutzt werden.

–	 Schülerinnen und Schüler (mit Ausnahmen VSK) 
tragen eine medizinische Maske bis sie ihren 
Essplatz eingenommen haben.

–	 Bei Buffets werden die Vorleger/Auffülllöffel beim 
Wechsel der Kohorten bzw. der zum Essen gehen­
den Gruppen ausgewechselt.

–	 Auf den Abstand in Warteschlangen an Kassen, 
Ausgaben oder Automaten durch Markierungen auf 
dem Boden und Aufsteller aufmerksam machen

–	 Bedienpersonal an Kassen oder der Ausgabe durch 
mechanische Barrieren (z. B. Acrylglas) schützen

–	 Regelmäßige Stoßlüftung bspw. alle 20 Minuten, je 
nach Fenstergröße auch häufiger

Die Möglichkeit des getrennten Essens der Lerngrup­
pen in den jeweiligen Unterrichtsräumen über abge­

packte Essenslieferungen oder Lunchpakete sind in 
Abstimmung mit den Caterern weitere Möglichkeiten, 
um die Mittagessensversorgung sicherzustellen.

Zuständig für Trinkwasserspender: Schulleitung/Ham­
burg Wasser

Zuständig für Kantinenbetrieb: Schulleitung in Ab­
stimmung mit dem Caterer

9 	 Infektionsschutz im Schulbüro

Alle dargestellten Hygienemaßnahmen gelten selbst­
verständlich auch für die Schulbüros. Ergänzend haben 
die Schulen die Möglichkeit, Plexiglasscheiben im 
Empfangsbereich als sog. „Spuckschutz“ installieren zu 
lassen. Diese werden aus den Schulbudgets finanziert.

Zuständig: Schulleitung/Schulhausmeister

10 	 Infektionsschutz bei der Ersten Hilfe

An erster Stelle steht immer die Sicherheit der Ersthel­
fenden. Wenn möglich, sollte der Mindestabstand von 
1,5 m zu anderen Personen gewahrt werden. Zur Mini­
mierung des gegenseitigen Ansteckungsrisikos für die 
ersthelfende und die hilfebedürftige Person sollte von 
beiden eine medizinische Maske getragen werden. 
Wenn direkter körperlicher Kontakt notwendig ist, 
sollten Ersthelfende Einmalhandschuhe tragen.

Nach der Erste-Hilfe-Leistung sollten die Hände 
gründlich gewaschen und optimaler Weise ergänzend 
desinfiziert werden. Hierfür ist Händedesinfektions­
mittel, möglichst beim Erste-Hilfe-Material, zur Ver­
wendung durch Ersthelfende bereitzuhalten.

Zuständig: Schulleitung/Hausmeister

11 	 Konferenzen und Versammlungen

Schulinterne Konferenzen und Arbeitsgruppensitzun­
gen der Beschäftigten sind im Schuljahr 2020/21 auf 
das absolut notwendige Maß zu beschränken, um die 
vollständige Umsetzung des Unterrichts nach Stunden­
tafel, die Priorität genießt, sicherzustellen.

Sitzungen der schulischen Gremien sowie weitere 
schulische Veranstaltungen (wie z. B. Elternabende) 
finden regelhaft unter Einhaltung der Hygienevor­
schriften statt, siehe auch Kapitel 2 und 3. Hierzu gehö­
ren auch Findungsverfahren.

Die Schulleitungen prüfen, ob die Anzahl und Dauer 
der schulischen Gremiensitzungen vorübergehend 
reduziert werden müssen, dabei sind die Vorgaben des 
Schulgesetzes einzuhalten. Um die Durchführung der 
Gremiensitzungen zu sichern, soll auch die Form der 
Videokonferenz geprüft werden.

Zuständig: Schulleitung

12 	 Zugang von Eltern und schulfremden Personen

Eltern und schulfremde Personen müssen auf dem 
Schulgelände und im Schulgebäude eine medizinische 
Maske tragen. Darüber hinaus muss ihr Besuch von der 
Schule dokumentiert werden (siehe Kap. 14).

Die Eltern werden zudem gebeten, ihre Kinder vor 
dem Schulgebäude zu verabschieden oder in Empfang 
zu nehmen. Sie melden sich im Schulbüro oder bei 
anderen mit der Dokumentation beauftragten Perso­
nen der Schule an, wenn sie ein Gespräch mit einer 
Lehrkraft in der Schule führen möchten.

Zuständig: Schulleitung

13 	 Reiserückkehrerinnen und Reiserückkehrer

Personen, die sich vor der Rückkehr von einer Reise 
nach Deutschland in einem vom Robert-Koch-Institut 
(RKI) festgelegten Risikogebiet, Hochinzidenzgebiet 
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oder einem Virusvariantengebiet aufgehalten haben, 
dürfen die Schule nur betreten, wenn sie die jeweils 
gültigen Quarantäneregelungen erfüllen.

Die Gebiete werden regelmäßig aktualisiert auf den 
Seiten des RKI unter https://www.rki.de/DE/Content/
InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.
html veröffentlicht.

Die jeweils geltenden Quarantäneregelungen für die 
Freie und Hansestadt Hamburg sind hier veröffent­
licht: https://www.hamburg.de/coronavirus.

Hat eine Schule Hinweise darauf, dass Schülerinnen 
und Schüler oder andere Personen aus dem schulischen 
Umfeld diese Bedingungen nicht erfüllen, sind sie 
umgehend nach Hause zu schicken und bis zur Vorlage 
entsprechender Bescheinigungen vom Präsenzunter­
richt auszuschließen.

14 	 Dokumentation und Nachverfolgung

Zentral in der Bekämpfung jeder Pandemie ist das 
Unterbrechen der Infektionsketten. Um im Falle einer 
Infektion bzw. eines Verdachtsfalls ein konsequentes 
Kontaktmanagement durch das Gesundheitsamt zu 
ermöglichen, ist vor allem Folgendes zu beachten:

–	 regelhaftes Dokumentieren der Anwesenheit in den 
Klassen- und Kursbüchern,

–	 regelhaftes Dokumentieren der Gruppenzusam­
mensetzung im Ganztag an GTS Schulen durch die 
Schule, an GBS-Standorten durch den Träger,

–	 tägliche Dokumentation der Anwesenheit des regel­
haft in der Schule eingesetzten Personals,

–	 Dokumentation von Einzelförderung mit engem 
Kontakt zu Schülerinnen und Schülern (z. B. Schul­
begleiter)

–	 Falls nicht anderweitig dokumentiert (z. B. durch 
Sitzungsprotokolle des Elternabends, Stundenplan 
der Lerngruppe oder Terminkalender der Bera­
tungslehrkraft) ist eine tägliche Erfassung der 
Anwesenheit weiterer Personen über Namens- und 
Telefonlisten erforderlich. Dies sind z. B. Handwer­
ker, Vertreterinnen und Vertreter der Schulauf­
sicht, Fachleiterinnen und Fachleiter, außerschuli­
sche Partner oder Erziehungsberechtigte. In der 
Regel geschieht dies im Schulbüro durch die eine 
Verwaltungskraft, die Schulleitung kann aber auch 
andere Personen beauftragen.

Die Kontaktdaten sind gemäß § 7 der Verordnung zur 
Eindämmung des Coronavirus SARS-CoV-2 unter 
Angabe des Datums und der Uhrzeit der Eintragung 
vier Wochen aufzubewahren. Dabei ist sicherzustellen, 
dass unbefugte Dritte keine Kenntnisse von den Kon­
taktdaten erlangen können. Die Kontaktdaten sind 
nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu löschen oder zu 
vernichten.

Die im Kontext eines Befreiungsantrages von der Mas­
kenpflicht oder vom Präsenzunterricht eingereichten 
Atteste sind vertraulich zu behandeln und vor der Ein­
sichtnahme Dritter zu schützen. Atteste von Schülerin­
nen und Schüler sind in der Schülerakte aufzubewah­
ren und unterliegen den datenschutzrechtlichen Vor­
gaben, die für besonders sensible personenbezogene 
Daten gelten. Atteste der Beschäftigten sind im Origi­
nal verschlossen an das für die jeweilige Schule zustän­
dige Personalsachgebiet zur Aufnahme in die Personal­
akte weiterzuleiten.

Zuständig: Schulleitung

15 	 Akuter Coronafall und Meldepflichten

Sollten in Schule bei Schülerinnen und Schülern oder 
Beschäftigen einer Schule einschlägige Corona-Symp­
tome auftreten (siehe zur Beschreibung unter Kap. 4) 
oder ein positiver Schnelltest bekannt werden, so sind 
Schülerinnen und Schüler ggf. bis zur Abholung durch 
die Eltern in einen gesonderten Raum zu führen. 
Beschäftigte werden gebeten, das Schulgelände zu ver­
lassen.

Bei COVID-19-Verdachtsfällen (z. B. durch einen posi­
tiven Schnelltest) oder bei bestätigten COVID-19- 
Infektionen informiert die Schulleitung umgehend das 
zuständige Gesundheitsamt sowie die Schulbehörde 
und die Schulaufsicht über das Corona-Funktionspost­
fach der Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB) 
(corona@bsb.hamburg.de). Über die in der betroffenen 
Schule zu ergreifenden Maßnahmen wie z. B. die 
Schließung einer Klasse oder Schule entscheidet 
danach ausschließlich das zuständige Gesundheitsamt. 
Diese Entscheidung ist den Gesundheitsexperten vor­
behalten und liegt nicht im Ermessen der Schule oder 
der Schulleitung.

Zuständig: Schulleitung

Bekanntgabe des Ergebnisses einer 
allgemeinen Vorprüfung zur Feststellung, 
ob eine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Hamburg Port Authority (Vorhabensträgerin) hat 

bei der Planfeststellungsbehörde der Behörde für Wirt­
schaft und Innovation die Änderung der Plangenehmigung 
zur „Auflösung der Doppelkreuzungsweiche 5 der Gleis­
gruppe Ross“ (Aktenzeichen RP15/150.1445-003) gemäß 
§ 18 Absatz 1 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) in 
Verbindung mit § 74 Absatz 6 des Hamburgischen Verwal­
tungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) beantragt. Da für 
das bereits zugelassene Vorhaben keine Pflicht zur Durch­
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung bestand, war 
gemäß §§ 14 a Absatz 3 Nummer 3, 9 Absatz 3 Satz 1 Num­
mer 2, Absatz 4, 7 Absatz 1 in Verbindung mit Nummer 
14.8 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich­
keitsprüfung (UVPG) eine allgemeine Vorprüfung durch­
zuführen.

Die Änderung des Vorhabens hat nach Einschätzung 
der Planfeststellungsbehörde auf Grund überschlägiger 
Prüfung unter Berücksichtigung der gesetzlichen Kriterien 
nach Anlage 3 zum UVPG keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen, die nach § 25 Absatz 2 UVPG zu 
berücksichtigen wären, weshalb von der Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung abgesehen wird. Die 
Entscheidung basiert auf folgenden wesentlichen Gründen:

Gegenüber der Plangenehmigung vom 27. November 
2020 sollen die beiden aus der Doppelkreuzungsweiche 
ROS 005W aufgelösten Weichen ROS 003W und ROS 004W 
um weitere 36 m in Richtung Osten verschoben werden.

Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen für die im 
UVPG aufgelisteten Schutzgüter entstehen durch die Ände­
rung nicht. Auch die durch die Änderung betroffenen 
bahnbetrieblich genutzten Flächen werden durch Gleise 
und Weichen im Schotterbett beansprucht oder als Ran­
gierwege genutzt. Im Rahmen der Lageverschiebung dieser 
Weichen sind keine weiteren relevanten Vegetationsstruk­
turen betroffen. Zudem sind weitere ökologische Auswir­
kungen durch die Änderung nicht zu erwarten.
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Diese Feststellung ist gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 UVPG 
nicht selbstständig anfechtbar.

Hamburg, den 15. Juni 2021

Die Behörde für Wirtschaft und Innovation
Amtl. Anz. S. 1033

Ungültigkeitserklärung eines Jagdscheines
Der durch die Waffenbehörde/Jagdbehörde erteilte 

Jagdschein mit der Dokumentennummer 93656 der Frau 
Annika Weber, geboren am 31. Mai 1998 in Hamburg, 
wohnhaft Rabenhorst 36, 22391 Hamburg, ist verloren 
gegangen und wird hiermit für ungültig erklärt. 

Hamburg, den 26. Mai 2021

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – Amtl. Anz. S. 1034

Öffentliche Bestellungen 
von Dolmetschern und Übersetzern

  1. 	 Herr Hilal Akrami ist am 11. Februar 2021 zum allge­
mein vereidigten Dolmetscher und Übersetzer für die 
Sprache Pashto bestellt worden.

  2. 	 Frau Sabir Altuntaş ist am 11. Februar 2021 zur allge­
mein vereidigten Dolmetscherin und Übersetzerin für 
die türkische Sprache bestellt worden.

  3. 	 Herr Ajmal Amin ist am 11. Februar 2021 zum allge­
mein vereidigten Dolmetscher und Übersetzer für die 
Sprache Pashto bestellt worden.

  4. 	 Frau Adela Bergfeldt ist am 16. Februar 2021 zur allge­
mein vereidigten Dolmetscherin und Übersetzerin für 
die rumänische Sprache bestellt worden.

  5. 	 Frau Flor de Maria Cramer de Bolle ist am 11. Februar 
2021 zur allgemein vereidigten Dolmetscherin und 
Übersetzerin für die spanische Sprache bestellt worden.

  6. 	 Frau Ute Anne Elisabeth Dietrich ist am 16. Februar 
2021 zur allgemein vereidigten Dolmetscherin und 
Übersetzerin für die englische Sprache bestellt worden.

  7. 	 Herr Ali Dogan ist am 11. März 2021 zum allgemein 
vereidigten Dolmetscher und Übersetzer für die türki­
sche Sprache bestellt worden.

  8. 	 Frau Seher Ekiz ist am 16. Februar 2021 zur allgemein 
vereidigten Dolmetscherin und Übersetzerin für die 
türkische Sprache bestellt worden.

  9. 	 Frau Fotini Gantzoras ist am 16. März 2021 zur allge­
mein vereidigten Dolmetscherin und Übersetzerin für 
die spanische Sprache bestellt worden.

10. 	 Frau Sabrina Hilbert ist am 18. Februar 2021 zur allge­
mein vereidigten Dolmetscherin und Übersetzerin für 
die englische Sprache bestellt worden.

11. 	 Frau Vera Kurlenina ist am 18. Februar 2021 zur allge­
mein vereidigten Dolmetscherin für die russische Spra­
che bestellt worden.

12. 	 Frau Anabel Mareike Lafferty ist am 20. April 2021 zur 
allgemein vereidigten Dolmetscherin und Übersetzerin 
für die spanische Sprache bestellt worden.

13. 	 Frau Suna Julia von Leffern ist am 20. April 2021 zur 
allgemein vereidigten Dolmetscherin und Übersetzerin 
für die türkische Sprache bestellt worden.

14. 	 Frau Melanie Peters ist am 16. Februar 2021 zur allge­
mein vereidigten Dolmetscherin und Übersetzerin für 
die spanische Sprache bestellt worden.

15. 	 Frau Gemma Sanz Puig ist am 18. Februar 2021 zur 
allgemein vereidigten Dolmetscherin und Übersetzerin 
für die spanische Sprache bestellt worden.

Hamburg, den 10. Juni 2021

Die Behörde für Inneres und Sport
Amtl. Anz. S. 1034

Durchführung der Öffentlichkeits- 
beteiligung zum Entwurf des aktualisierten 
Maßnahmenprogramms zum Meeresschutz 

der deutschen Nord- und Ostsee 
im Rahmen der Umsetzung der 

Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie
Die Zuständigkeit für die Umsetzung der europäischen 

Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL) liegt in Deutsch­
land beim Bund und den Küstenländern. Die Bundesländer 
und der Bund haben ein gemeinsames Maßnahmenpro­
gramm für 2016–2021 erstellt, um gemäß den Anforderun­
gen der MSRL einen guten Umweltzustand der deutschen 
Küsten- und Meeresgewässer in Nord- und Ostsee zu errei­
chen oder zu erhalten. Die vorliegende Aktualisierung schreibt 
das Maßnahmenprogramm für die Jahre 2022–2027 fort.

Zu den nachfolgend aufgeführten Dokumenten können 
vom 1. Juli 2021 bis zum 31. Dezember 2021 Stellungnah­
men abgegeben werden:

–	 Entwurf MSRL-Maßnahmenprogramm zum Schutz der 
deutschen Meeresgewässer in Nord- und Ostsee – Be­
richt über die Überprüfung und Aktualisierung des 
MSRL-Maßnahmenprogramms gemäß §§ 45j i.V.m. 45h 
Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes

mit den Hintergrunddokumenten

–	 Anlage 1 Maßnahmenkennblätter,

–	 Anlage 2 Sozioökonomische Bewertung.

Die Dokumente werden ab dem 1. Juli 2021 auf der 
Internetseite www.meeresschutz.info veröffentlicht. Auf 
dieser Seite wird auch ein Formular angeboten, mit dem 
man die Möglichkeit hat, Stellungnahmen und Anregungen 
an die dort genannte Anschrift zu übermitteln. Die Doku­
mente können während der Stellungnahmefrist auch im 
Foyer der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrar­
wirtschaft, Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, eingese­
hen werden. Außerdem können Sie Ihre Stellungnahme 
schriftlich an die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, 
Abteilung Wasserwirtschaft, Neuenfelder Straße 19, 21109 
Hamburg, richten oder dort, nach vorheriger Termin­
absprache (Telefon: 040 / 4 28 40 - 52 44), zur Niederschrift 
bringen.

Für das Dienstgebäude sind die einschlägigen Regelun­
gen der Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung des 
Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt 
Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-Eindämmungsver­
ordnung – HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) in der 
jeweils geltenden Fassung zu beachten. Insbesondere gelten 
für das Dienstgebäude die Kontaktbeschränkungen nach 
§ 1 HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO. Wartezeiten sind 
möglich.

Hamburg, den 11. Juni 2021

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 1034
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Beabsichtigung der Widmung 
von Wegeflächen in der Straße 
Laubsängerweg/Bezirk Altona

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas­
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) werden im 
Bezirk Altona, Gemarkung Lurup, Ortsteil 220, eine etwa 
2405 m² große (Flurstück 1416), sowie eine etwa 122 m² 
große (Flurstück 1413), in der Straße Laubsängerweg lie­
gende Wegeflächen mit sofortiger Wirkung dem öffentli­
chen Verkehr gewidmet.

Für das Flurstück 1413 wird der öffentliche Verkehr auf 
den Fußgänger- und Fahrradverkehr beschränkt.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Flächen 
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun­
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3, 22767 
Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. Wäh­
rend dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die 
beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen 
(schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 10. Juni 2021

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1035

Erneute Öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplan-Entwurfs Neuenfelde 17
Das Bezirksamt Harburg hat beschlossen, folgenden 

Bebauungsplan-Entwurf gemäß §§ 4 a Absatz 3 und § 3 
Absatz 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3635), zuletzt geändert am  
8. August 2020 (BGBl. I S. 1728, 1793), erneut öffentlich 
auszulegen:

Neuenfelde 17 (Nincoper Deich Ost)

Das Plangebiet liegt im Bereich östlich der Straße Nin­
coper Deich und südlich der Straße Nincoper Ort und wird 
wie folgt begrenzt: Nincoper Ort – Ostgrenze des Flur­
stücks 1568, Ost- und Südgrenze des Flurstücks 1699, über 
das Flurstück 1017, über das Flurstück 1239, Westgrenze 
des Flurstücks 1239 (Nincoper Deich) der Gemarkung Nin­
cop (Bezirk Harburg, Ortsteil 717).

Mit dem Bebauungsplan-Entwurf Neuenfelde 17 sollen 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine behut­
same Siedlungserweiterung mit etwa 50 Wohneinheiten 

östlich des Nincoper Deichs ermöglicht werden. Grundlage 
bildet die Siedlungsentwicklungsplanung Cranz-Neuenfel­
de-Francop von 2005. Städtebauliches Ziel ist es, den Orts­
teil Neuenfelde als Wohnstandort zu erhalten und zu stär­
ken und dabei das Orts- und Landschaftsbild zu wahren. 
An der Straße Nincoper Ort soll die bestehende Baustruk­
tur gesichert werden. Ziel ist hier eine Stärkung des Sied­
lungskerns insbesondere für die Verbesserung der Entwick­
lungsbedingungen und den dauerhaften Erhalt der Nahver­
sorgung (Einzelhandel und soziale Infrastruktur).

Das Verfahren wird mit Umweltprüfung und Eingriffs­
regelung durchgeführt.

Auf Grund der beschriebenen planerischen Zielsetzung 
und der damit verbundenen Abweichungen von den Dar­
stellungen im Flächennutzungsplan und im Landschafts­
programm, einschließlich der Inhalte der Fachkarte Arten- 
und Biotopschutz, sind Änderungen dieser vorbereitenden 
Planwerke erforderlich.

Bestandteil der ausgelegten Unterlagen sind der 
Umweltbericht als Teil der Begründung mit Informationen 
zu den Schutzgütern Mensch, Luft, Klima, Wasser, Boden, 
Fläche, Tiere und Pflanzen einschließlich Artenschutz, 
Stadt- und Landschaftsbild, Kultur- und Sachgüter, die 
umweltbezogenen Fachgutachten und die wesentlichen 
umweltbezogenen Stellungnahmen von Fachbehörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange.

Folgende umweltbezogene Informationen und Fachgut­
achten sind für den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
verfügbar:
–	 Zusammenfassender Umweltbericht als Bestandteil der 

Begründung mit einer Beschreibung und Bewertung des 
Bestandes und der Umweltauswirkungen durch die Pla­
nung sowie Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 
im Hinblick auf die Schutzgüter Mensch, Luft, Klima, 
Wasser, Boden, Fläche, Tiere und Pflanzen einschließ­
lich Artenschutz, Stadt- und Landschaftsbild, Kultur- 
und Sachgüter.

–	 Protokoll des Scoping-Termins mit Feststellung der 
weitestgehend bereits vorliegenden Untersuchungser­
gebnisse zu den Schutzgütern Mensch, Luft, Klima, 
Wasser, Boden, Fläche, Tiere und Pflanzen einschließ­
lich Artenschutz, Stadt- und Landschaftsbild, Kultur- 
und Sachgüter.

–	 Schalltechnische Untersuchungen zur Ermittlung der 
Geräuschauswirkungen durch die Schallquellen Stra­
ßenverkehr, Fluglärm sowie Gewerbelärm.

–	 Entwässerungstechnischer Funktionsplan einschließ­
lich hydraulischem Nachweis (Erstellung eines Gesamt­
konzeptes für eine Grundwasser- und Oberflächenwas­
serentwässerung).

–	 Artenschutzfachliches Gutachten zur Ermöglichung der 
Neubebauung von Flächen – Ersteinschätzung (Vögel 
und Amphibien).

–	 Faunistische Kartierung, Potenzial und Artenschutz­
rechtliche Prüfung.

–	 Ergänzung zum Artenschutzfachbeitrag zum Bebau­
ungsplanverfahren Neuenfelde 17 zu den artenschutz­
rechtlich zu betrachtenden Arten Schlammpeitzger, 
Moorfrosch, Nachtkerzenschwärmer.

–	 Stellungnahme zur artenschutzrechtlichen Einschät­
zung bei Einbeziehung des östlichen Grabens in das 
Bebauungsplangebiet.

–	 Eingriffsbilanzierung zum Bebauungsplan Neuenfelde 
17 einschließlich Bestands- und Konfliktplan und Aus­
gleichsmaßnahme zum Bebauungsplan Neuenfelde 17.
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–	 Baugrundgutachten zur Erstbewertung der Baugrund­
verhältnisse hinsichtlich der geplanten Baumaßnahmen 
(Tragfähigkeit und Versickerungsfähigkeit des Bodens).

–	 Verkehrstechnisches Gutachten und Erschließungskon­
zept.
Folgende umweltbezogene Stellungnahmen von Behör­

den und sonstigen Trägern öffentlicher Belange bzw. aus 
der Öffentlichkeit liegen vor:

–	 Stellungnahmen zum Bauschutzbereich und zum Flug­
lärm des Sonderlandeplatzes Finkenwerder (Airbus).

–	 Stellungnahme zu den schalltechnischen Auswirkungen 
des Sonderflugplatzes Hamburg-Finkenwerder.

–	 Stellungnahme zu Abstandsregelungen bei Pflanzen­
schutzmitteln.

–	 Stellungnahme zum Vorkommen von Kampfmitteln 
oder Bombenblindgängern.

–	 Stellungnahme zu Belangen des Gewässerschutzes.
–	 Stellungnahme zur Entwässerungssituation des Plange­

bietes.
–	 Stellungnahmen zum Entwässerungskonzept.
–	 Stellungnahmen zu Altlasten und Bodengasbildung aus 

Weichschichten.
–	 Stellungnahmen zum Einsatz von Pflanzenschutzmit­

teln.
–	 Stellungnahme zur Arsenbelastung des Oberbodens.
–	 Stellungnahme zu den Belangen des Natur- und Arten­

schutzes.
–	 Stellungnahme zu externen Ausgleichsflächen.
–	 Stellungnahme zur Bewahrung des Landschaftsbildes.
–	 Stellungnahme zur Ableitung von Abwasser.
–	 Stellungnahmen zum Gewerbelärm (Kfz-Werkstatt).
–	 Stellungnahmen zum Gewerbelärm (landwirtschaftliche 

Sprühgeräte auf den angrenzenden Obstanbauflächen).

Nach der erfolgten öffentlichen Auslegung haben sich 
folgende Änderungen an der Planung ergeben:
–	 Zwei Ergänzungen der schalltechnischen Untersuchung 

zu den Themen
•	 umliegende Windkraftanlagen und Beregnungsmo­

toren,
•	 Emissionen der vorhandenen Kfz-Werkstatt,
•	 aktuelle Verkehrsprognosezahlen.

–	 Verschiebung der Baugrenzen von Wohngebäuden im 
Umfeld der Kfz-Werkstatt am Nincoper Deich.

–	 Anpassung der Straßenplanung/Entwässerungsplanung 
für den Nincoper Deich.

–	 Anpassung der Pflanzliste zum Schutz vorhandener 
Obstgehölze.

–	 Private Grünflächen am Nincoper Deich erhalten die 
Zweckbestimmung „Obstwiese“.

–	 Weitere redaktionelle Ergänzungen.

Planzeichnung, Verordnung und Begründung zum 
Bebauungsplan wurden entsprechend der geänderten 
Inhalte angepasst. Die Änderungen entnehmen Sie bitte 
den Planunterlagen. Die seit der ersten öffentlichen Ausle­
gung vorgenommenen Änderungen sind darin farbig mar­
kiert.

Der Entwurf des Bebauungsplans Neuenfelde 17 (Plan­
zeichnung, textliche Festsetzungen und Begründung), die 
umweltbezogenen Informationen, Fachgutachten sowie die 
wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wer­
den in der Zeit vom 5. Juli 2021 bis einschließlich  
5. August 2021 erneut öffentlich ausgelegt.

Auf Grundlage von § 3 Absatz 1 des Gesetzes zur Sicher­
stellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungs­
verfahren während der COVID-19-Pandemie (Planungssi­
cherstellungsgesetz – PlanSiG) und entsprechend den 
Bestimmungen des Baugesetzbuches erfolgt die öffentliche 
Auslegung durch eine Veröffentlichung im Internet.

Im Internet können die Auslegungsunterlagen des 
Bebauungsplan-Entwurfes sowie die umweltbezogenen 
Informationen im oben genannten Zeitraum unter Verwen­
dung des kostenlosen Online-Dienstes „Bauleitplanung“ 
(kurz BOP) eingesehen werden. Zudem besteht hier die 
Möglichkeit, direkt Stellungnahmen „online“ abzugeben. 
Der Online-Dienst kann unter der folgenden Adresse aufge­
rufen werden:

https://bauleitplanung.hamburg.de

Die Auslegungsunterlagen können auch unter

https://www.hamburg.de/harburg/ 
bebauungsplaene/8324864/neuenfelde-17/

eingesehen werden.

Im BOP besteht zudem die Möglichkeit, Stellungnah­
men direkt online abzugeben. Vor der Nutzung ist eine 
kostenlose Registrierung erforderlich.

Ergänzend – für diejenigen, die keinen Internetzugang 
oder aus sonstigen Gründen keinen Zugang zum BOP 
haben – wird der Entwurf des Bebauungsplans Neuenfelde 
17 in der Zeit vom 5. Juli 2021 bis einschließlich 5. August 
2021 montags bis donnerstags (jeweils 9.00 Uhr bis 15.00 
Uhr) sowie freitags (9.00 Uhr bis 13.00 Uhr) an folgendem 
Ort öffentlich ausgelegt:

Bezirksamt Harburg 
Zentrum für Wirtschaftsförderung, Bauen und Umwelt, 
Harburger Rathausforum 2, im Foyer, 21073 Hamburg.

Für den Auslegungsraum sind die einschlägigen Rege­
lungen der Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt 
Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-Eindämmungsver­
ordnung – HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) in der 
jeweils geltenden Fassung zu beachten. Insbesondere gelten 
für den Auslegungsraum die Kontaktbeschränkungen der 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO.

Für Auskünfte und Beratungen stehen die zuständigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachamtes Stadt- 
und Landschaftsplanung nach Vereinbarung zur Verfü­
gung. Auf Grund der aktuellen Situation sind Terminver­
einbarungen unter der Telefonnummer 040 / 4 28 71 - 22 58 
erforderlich.

Während der öffentlichen Auslegung können Stellung­
nahmen ausschließlich zu den geänderten, kenntlich 
gemachten Teilen des ausliegenden Bebauungsplan-Ent­
wurfs bei der genannten Dienststelle schriftlich per Post, 
per E-Mail an bebauungsplanung@harburg.hamburg.de 
oder elektronisch direkt im BOP abgegeben werden. Bitte 
beachten Sie dazu den Hinweis zum Datenschutz. Die 
Abgabe von Stellungnahmen zur Niederschrift vor Ort wird 
nach § 4 PlanSiG ausgeschlossen. 

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
unter den Voraussetzungen von § 4 a Absatz 6 BauGB bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück­
sichtigt bleiben.
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Hinweise zum Umgang mit Ihren personenbezogenen 
Daten entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung des 
Fachamtes Stadt- und Landschaftsplanung unter folgender 
Internet-Adresse:

https://www.hamburg.de/harburg/datenschutzerklaerungen/

Die personenbezogenen Daten werden unter Beachtung 
der datenschutzrechtlichen Bestimmungen gemäß Daten­
schutz-Grundverordnung (DSGVO) verarbeitet; die Verar­
beitung erfolgt nur zum Zweck des Bebauungsplanverfah­

rens. Die Datenschutzerklärung kann auch direkt im Fach­
amt Stadt- und Landschaftsplanung eingesehen oder auf 
Verlangen per Post oder per E-Mail übermittelt werden. 
Mit der Übermittlung Ihrer Einwendungen erklären Sie 
sich mit der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
nach DSGVO einverstanden.

Hamburg, den 17. Juni 2021

Das Bezirksamt Harburg
Amtl. Anz. S. 1035

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen

Öffentliche Ausschreibung 

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Behörde für Inneres und Sport – Polizei –,  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg, Deutschland 
ausschreibungen@polizei.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Öffentliche Ausschreibung [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt

5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­
tungserbringung

Rahmenvertrag über Waschen, Prüfen, Trocknen und 
Wickeln (Rollen) von Feuerwehr- und Industrieschläu­
chen (Schlauchpflege)

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH), vertreten 
durch die Zentrale Vergabestelle der Behörde für Inne­
res und Sport (ZVST BIS) – organisatorisch angebun­
den bei der Polizei Hamburg – beabsichtigt im Auftrag 
der Feuerwehr und Polizei Hamburg den Abschluss 
einer Rahmenvereinbarung für das Waschen, Prüfen, 
Trocknen und Wickeln (Rollen) von Feuerwehr- und 
Industrieschläuchen (Schlauchpflege)

Ort der Leistungserbringung: 20539 Hamburg

6)	 Entfällt

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Entfällt

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=SBTusNJ2iJY %253d

10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 13. Juli 2021, 12.00 
Uhr, Bindefrist: 12. August 2021

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor­
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver­
langt

–	 Befähigung zur Berufsausübung

•	 Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister

•	 Nachweis des Nichtvorliegens von Ausschluss­
gründen nach den §§ 123, 124 GWB

•	 gesetzlichen Pflichten zur Zahlung von Steuern, 
Abgaben und Sozialversicherungsbeiträgen

•	 Zertifikat über die Durchführung der Leistungen 
für Feuerwehr-Schläuche nach DIN 14811, 14557 
und 1947 gem. den Anforderungen der gültigen 
Prüfgrundsätze für Ausrüstung und Geräte der 
Feuerwehr – DGUV – Grundsatz 305-002

–	 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

•	 Referenzen

–	 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit

•	 Betriebsgründung

•	 Erklärung zum Einsatz von Nachunternehmen

•	 Falls zutreffend: Verzeichnis Nachunternehmer­
leistungen

–	 Bedingungen für die Ausführung des Auftrags

•	 Erklärung zur Tariftreue und zur Zahlung eines 
Mindestlohnes

–	 Darüber hinaus einzureichende Erklärungen/Un­
terlagen/Nachweise

•	 Firmenangaben und verbindliche Lieferzeit

14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):

Niedrigster Preis

Hamburg, den 14. Juni 2021

Die Behörde für Inneres und Sport 
– Polizei – 810

Offenes Verfahren 

1) 	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Finanzbehörde Hamburg,  
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
+49 40428231386 
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+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2) 	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3) 	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen.

4) 	 Entfällt

5) 	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­
tungserbringung

Glas- und Gebäudereinigung im Landesbetrieb ZAF/ 
AMD, Normannenweg 26, 20537 Hamburg für die Zeit 
ab 1. Januar 2022 bis auf weiteres

Ausgeschrieben wird die Glas- und Gebäudereinigung 
im Landesbetrieb ZAF/ AMD, Normannenweg 26, 
20537 Hamburg für die Zeit ab 1. Januar 2022 bis auf 
weiteres. Bei dem Objekt handelt es sich um ein Schul­
gebäude mit einer Gesamtreinigungsfläche von 
6.440 m² und einer Glasreinigungsfläche von 1.588 m² . 
Die Fenster müssen nur von innen gereinigt werden.

Ort der Leistungserbringung: 20537 Hamburg

6) 	 Entfällt

7) 	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8) 	 Bestimmungen über die Ausführungsfrist

Vom 1. Januar 2022 bis auf weiteres

9) 	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=qPuX %252bazFzYI %253d

10) 	Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 14. Juli 2021, 10.00 
Uhr, Bindefrist: 1. Januar 2022

11) 	Höhe geforderter Sicherheitsleistungen (§ 21 Abs. 5 
UVgO):

siehe Vergabeunterlagen

12)	 Entfällt

13) 	Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor­
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver­
langt

siehe Vergabeunterlagen

14) Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 
den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot: UfAB 2018:  
Einfache Richtwertmethode

Hamburg, den 10. Juni 2021

Die Finanzbehörde 811

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 222-21 SW

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Gebäudesanierung, Ebelingplatz 8, 20537 Hamburg 

Bauauftrag: Heizung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 28.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung  
bis August 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. Juni 2021

Die Finanzbehörde 812

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 223-21 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Gebäudesanierung, Ebelingplatz 8, 20537 Hamburg 

Bauauftrag: Lüftung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 15.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung  
bis August 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
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vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. Juni 2021

Die Finanzbehörde 813

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 232-21 PF

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Oberstufenhaus,  
Fritz-Schumacher-Allee 200 in 22417 Hamburg 

Bauauftrag: Lüftung und Gebäudeautomation

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 66.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. August 2021; Fertigstellung: ca. Februar 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
7. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. Juni 2021

Die Finanzbehörde 814

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 235-21 PF

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Oberstufenhaus,  
Fritz-Schumacher-Allee 200 in 22417 Hamburg 

Bauauftrag: Starkstrom und Fernmeldeanlagen

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 99.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. August 2021; Fertigstellung: ca. Februar 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. Juni 2021

Die Finanzbehörde 815
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Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 201-21 SW

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Gebäudesanierung, Ebelingplatz 8, 20537 Hamburg 

Bauauftrag: Fliesen und Estrich

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 61.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung 
bis August 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
7. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 14. Juni 2021

Die Finanzbehörde 816

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 224-21 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Gebäudesanierung, Ebelingplatz 8, 20537 Hamburg 

Bauauftrag: Sanitär

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 98.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung  
bis August 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
7. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 15. Juni 2021

Die Finanzbehörde 817

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 225-21 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Gebäudesanierung, Ebelingplatz 8, 20537 Hamburg 

Bauauftrag: Starkstrom

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 246.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung  
bis August 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
7. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs­
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga­
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
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Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter­
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home­
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 15. Juni 2021

Die Finanzbehörde 818

Offenes Verfahren

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:

Finanzbehörde Hamburg,  
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
+49 40428231386 
+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Offenes Verfahren (EU) [VgV]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt

5)	 Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leis­
tungserbringung

Fahrdienste für die Vertretung der persönlichen Fah­
rer der Senatorinnen und Senatoren sowie der Staats­
rätinnen und Staatsräte der Freien und Hansestadt 
Hamburg

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) – Finanz­
behörde – als Auftraggeber (AG) beabsichtigt den 
Abschluss eines Rahmenvertrages über die Fahrdienste 
für die Vertretung der persönlichen Fahrer der Senato­
rinnen und Senatoren, der Staatsrätinnen und Staats­
räte sowie der Fraktionsvorsitzenden und der Präsiden­
tin der Bürgerschaft der FHH.

Der Auftragnehmer (AN) sorgt für die Bereitstellung 
von Fahrerinnen und Fahrern als kurzfristige Vertre­
tung für die persönlichen Fahrerinnen und Fahrer der 
Senatorinnen bzw. Senatoren, der Staatsrätinnen bzw. 
Staatsräte sowie der Fraktionsvorsitzenden der in der 
hamburgischen Bürgerschaft vertretenen Parteien und 
der Präsidentin der Bürgerschaft der FHH.

Ort der Leistungserbringung: 20354 Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung (§ 22 
UVgO):

Der Auftrag wird als Gesamtauftrag vergeben.

Die Bereitstellung von Fahrerinnen und Fahrern 
erfolgt jeweils im Wege einer Arbeitnehmerüberlas­
sung i.S.d. Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG).

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):
Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Bestimmungen über die Ausführungsfrist
Vom 1. November 2021 bis 31. Oktober 2023
Für den Fall, dass sich die Zuschlagserteilung z. B. 
wegen eines Nachprüfungsverfahrens verzögert, 
beginnt der Vertrag mit dem Zuschlagsdatum und 
endet am 31. Oktober 2023.
Danach verlängert er sich zweimal um je ein weiteres 
Jahr bis maximal zum 31. Oktober 2025, wenn nicht 
einer der Vertragspartner 8 Monate vor Ablauf des Ver­
trages schriftlich kündigt.

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla­
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=jZLb8RvvZ2s %253d
10)	 Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 15. Juli 2021, 10.00 
Uhr, Bindefrist: 29. Oktober 2021

11)	 Entfällt
12)	 Entfällt
13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor­

zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver­
langt
1.) �E 1 – Eignungsvordruck
2.) �E 2 – Referenzliste
3.) �E 3 – Nachweis Bietergemeinschaft (falls zutreffend)
4.) �L 1 – Verleiherlaubnis gem. AÜG der Bundesagen­

tur für Arbeit
5.) �L 2 – Konzept für die Leistungsdurchführung
6.) �L 3 – Preisblatt (auszufüllen in Produkte/ Leistun­

gen)
14)	 Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in 

den Vergabeunterlagen genannt werden (§ 43 UVgO):
Wirtschaftlichstes Angebot: 
einfache Richtwertmethode 
Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 50/50

Hamburg, den 16. Juni 2021

Die Finanzbehörde 819

Öffentliche Ausschreibung
Verfahren: 2020001407 – Belieferung der Finanzbehörde 

im Stadtgebiet Hamburgs mit Äpfeln
Auftraggeber: Finanzbehörde Hamburg

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil­
nahmeanträge einzureichen sind:
Finanzbehörde Hamburg,  
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland 
+49 40428231386 
+49 40427310686 
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)
Öffentliche Ausschreibung [UVgO]
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3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu­
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen
Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen.

4)	 Entfällt
5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 

Leistungserbringung:
Die Belieferung muss an 11 Lieferadressen im Ham­
burger Stadtgebiet mit insgesamt ca. 527 Kilo pro 
Woche erfolgen. Die Vertragslaufzeit beträgt ein Jahr, 
mit der Option auf Verlängerung um ein weiteres Jahr.
Ort der Leistungserbringung: Diverse Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung (§ 22 
UVgO):
Angebote können abgegeben werden für
Los-Nr. 1: Belieferung der Finanzbehörde mit Äpfeln 
an 2 Standorten
Beschreibung: Belieferung der Finanzbehörde mit 
Äpfeln an Gänsemarkt 36 und Caffamacherreihe 1-3
Los-Nr. 2: Belieferung der Steuerverwaltung mit 
Äpfeln an 9 Standorten
Beschreibung: Belieferung der Steuerverwaltung mit 
Äpfeln an 9 Standorten (siehe bitte Ziffer 1 des techni­
schen Leistungsverzeichnisses).

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):
Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Ausführungsfrist(en):
Vom 1. September 2021 bis 31. August 2022
Danach verlängert sich der Vertrag einmalig um ein 
weiteres Jahr bis max. zum 31. August 2023.

9)	 Vergabeunterlagen (§§ 29, 21 UVgO): Die Vergabeun­
terlagen sind über die Veröffentlichungsplattform der 
Freien und Hansestadt Hamburg 

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=nOwOWPDRGuA %253d

elektronisch abrufbar.

Im Einzelfall (§ 29 Abs. 2 UVgO) sind nicht veröffent­
lichte und zusätzliche Unterlagen erhältlich bei (Be­
zeichnung und Anschrift der Stelle, bei der die Verga­
beunterlagen angefordert oder eingesehen werden kön­
nen):

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist: 20. Juli 2021, 10.00 
Uhr, Bindefrist: 31. August 2021

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Unterlagen zur Beurteilung der Eignung und des 
Nichtvorliegens von Ausschlussgründen:

Der Vordruck „Eignung“ in den Vergabeunterlagen 
enthält bestimmte Eigenerklärungen als vorläufige 
Eignungsnachweise, die von den Bietern auf Verlangen 
durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheinigun­
gen zu bestätigen sind. Der Vordruck ist zusammen mit 
dem Teilnahmeantrag oder Angebot vorzulegen.

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter­
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
Freie Verhältniswahl Preis/Leistung 
Preis-/Leistungsverhältnis ( %): 50/50

15)	 Sonstiges:

Hinweis: Diese Bekanntmachung wird auf der zentra­
len Veröffentlichungsplattform Hamburg veröffent­
licht (§ 28 Abs. 1 UVgO)

Hamburg, den 15. Juni 2021

Die Finanzbehörde 820

Terminsbestimmung
71 K 18/19. Im Wege der Zwangs­

vollstreckung soll am Dienstag, 2. No
vember 2021, 9.30 Uhr, Goethesaal – 
Vereinigte 5 Hamburger Logen, Welck­
erstraße 8, 20354 Hamburg, öffentlich 
versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Eimsbüttel. Mitei­
gentumsanteil verbunden mit Sonder­
eigentum. ME-Anteil 359/2.000, Sonder­
eigentums-Art Wohnung, SE-Nummer 1, 
Blatt 11108 BV 1 an Grundstück Ge­
markung Eimsbüttel, Flurstück 352, 
Wirtschaftsart und Lage Gebäude- und 
Freifläche, Anschrift Schulweg 35, 37, 
414 m².

Objektbeschreibung/Lage laut An­
gabe des Sachverständigen: Eigentums­
wohnung im Erdgeschoss. Baujahr des 
Gebäudes etwa 1913. Wegen Bomben­
einwirkung erfolgte 1949 eine Instand­
setzung. Sanierung 1982. Angaben laut 

Teilungserklärung: Wohnfläche: 88,26 m² 
bzw. 97,71 m² – aufgeteilt in Kellerge­
schoss mit 38,45 m² (Abstellraum, Kel­
lerraum, Flur) und Erdgeschoss mit 
59,26 m² (Wohnraum, Küche/Esszim­
mer, Zimmer, Bad, Flur). Nutzungs­
recht an einer Terrasse. Eine Innenbe­
sichtigung wurde dem Sachverständi­
gen nicht ermöglicht. Die Immobilie 
wurde im Besichtigungszeitpunkt ver­
mutlich eigengenutzt. Mietverträge 
wurden nicht bekanntgegeben.

Verkehrswert 314.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
29. März 2019 in das Grundbuch einge­
tragen worden.

Aufforderung:
Rechte, die zur Zeit der Eintragung 

des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster­
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 

der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei­
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri­
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei­
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent­
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver­
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen­
standes tritt.

Sitzungspolizeiliche Verfügung:

Grundsätzlich sind zum Zeitpunkt 
des Termins die jeweils gültigen Be­
schränkungen und Regelungen zu be­
achten. Der Einlass beginnt um 9.15 
Uhr. Für die Dauer des Zwangsverstei­

Gerichtliche Mitteilungen
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Offenes Verfahren
Auftraggeber:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VgV OV 003-21 DK
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
PVO- und vorgezogene Planprüfungsleistungen sowie 
Durchführung einer Wirk-Prinzip-Prüfung, MIN-Forum 
und Informatik, Sedanstraße 16-18
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 315.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn unmittelbar nach Beauftragung  
(ca. September 2021) bis Dezember 2023

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
9. Juli 2021 um 12.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle:  
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 
Einkauf/Vergabe 
einkauf@gmh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/

Sonstige Mitteilungen

gerungstermins wird folgendes ange­
ordnet: 1. Alle Teilnehmer müssen bei 
Betreten des Sitzungssaals und wäh­
rend des gesamten Aufenthalts im Sit­
zungssaal einen Mund-Nasen-Schutz 
tragen. Personen, die keine geeigneten 
Mund-Nasen-Bedeckungen tragen, wer­
den von der Teilnahme ausgeschlossen. 
2. Alle Teilnehmer müssen sich auf 
Nachfrage zur Person auszuweisen.  
3. Die Bestuhlung des Sitzungssaals ist 
auf maximal 50 Personen ausgerichtet. 
4. Sofern die zur Verfügung stehenden 
Sitzplätze nicht ausreichen, erfolgt der 
Einlass in folgender Reihenfolge:  
a) Verfahrensbeteiligte nebst etwaigen 
Prozessbevollmächtigten. b) Bietinter­
essenten mit einem Nachweis der 
Sicherheitsleistung (Bankscheck oder 
Bankbürgschaft). Bei rechtzeitiger Zah­
lung der Sicherheitsleistung an die Jusi­
izkasse Hamburg unter dem Namen des 
Bietinteressenten liegt dem Gericht ein 
Zahlungsnachweis der Justizkasse vor. 
c) Bietinteressenten ohne Nachweis der 
Sicherheitsleistung. d) sonstige Zu­
schauer. Während des Termins freiwer­
dende Plätze werden weiteren Personen 
nach vorstehender Reihenfolge zur Ver­
fügung gestellt, die noch Einlass begeh­
ren. 5. Wenn nicht alle Personen im 
Sitzungssaal Platz finden, können einige 
Personen unter Wahrung der üblichen 
Regeln im Flurberich stehen. Die 
Türen zum Sitzungssaal bleiben geöff­
net, um auch vor der Tür stehenden 
Personen die Teilnahme am Termin zu 
ermöglichen. 6. Einzelfallfragen werden 
von dem Rechtspfleger vor Ort ent­
schieden.

Hamburg, den 25. Juni 2021

Das Amtsgericht, Abt. 71
821

Terminsbestimmung
323 K 6/20. Im Wege der Zwangs­

vollstreckung soll am Mittwoch,  

15. September 2021, 9.00 Uhr, Sit­
zungssaal 245, Amtsgericht Hamburg- 
Altona, Max-Brauer-Allee 89, 22765 
Hamburg, öffentlich versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Eidelstedt. Gemar­
kung Eidelstedt, Flurstück 2715, Wirt­
schaftsart und Lage Hof- und Gebäude­
fläche, Anschrift Mergenthalerweg 7b, 
161 m², Blatt 3390 BV1.

Objektbeschreibung/Lage laut An­
gabe des Sachverständigen: Es handelt 
sich um ein Einfamilienhaus (Mittelrei­
henhaus), das etwa 1958 erbaut worden 
ist. Das Haus ist unterkellert, verfügt 
über Erd- und Obergeschoss. Die Be­
gutachtung durch den Sachverständi­
gen erfolgte ohne Innenbesichtigung; 
es war lediglich eine Inaugenschein­
nahme von außen möglich. Es gab keine 
aussagekräftigen Bauzeichnungen oder 
Angaben zu Wohnflächen in der Bau­
akte. Der Sachverständige geht von 
einer Wohnfläche von rund 70 m² aus 
(Schätzung), sowie von einer durch­
schnittlichen Ausstattung des Hauses.

Verkehrswert 231.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
7. Mai 2020 in das Grundbuch eingetra­
gen worden.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster­
min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei­
lung des Versteigerungserlöses dem An­
spruch des Gläubigers und den übrigen 
Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei­
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent­
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver­
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen­
standes tritt.

Zu beachten: Dieser Termin wird 
im Saal stattfinden, so dass nur eine 
begrenzte Anzahl Bietinteressierter an 
dem Termin teilnehmen kann. Das 
Tragen einer FFP2-Maske ist verpflich­
tend. Diese ist von jedem Interessierten 
selbst mitzubringen. Voraussichtlich 
werden keine Stühle bereitgestellt wer­
den. Bei Bedarf wird der Zutritt der 
Öffentlichkeit unter Umständen auf 
Verfahrensbeteiligte und Bietinteres­
senten, die eine Bietsicherheit einge­
zahlt haben oder nachweisen können, 
beschränkt werden. Vorrangig Zutritt 
zum Termin haben Verfahrensbetei­
ligte, Vertreter der Presse. Dann haben 
Zutritt Interessenten, die die Bietsicher­
heit vorab nachweisen können (Über­
weisung/Scheck/Bankbürgschaft). So­
weit nicht für alle Bietinteressenten 
Platz vorhanden ist, erfolgt der Zutritt 
nach zeitlichem Eintreffen vor Ort am 
Terminstage. Dann für weitere Interes­
sierte. U. U. sind Abstandsregeln einzu­
halten. Änderungen, die bis zum Ter­
min von der Bundesregierung, bzw. von 
der Freien und Hansestadt Hamburg 
im Rahmen der Hygiene- und Abstands­
regeln vorgenommen werden, gelten 
dann. Interessierte, die vollständig 
geimpft sind, bzw. genesen sind und 
dies nachweisen können, erhalten 
Zutritt, bzw. werden nicht mitgezählt.

Hamburg, den 25. Juni 2021

Das Amtsgericht 
Hamburg-Altona

Abteilung 323 822
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Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:
https://gmh­hamburg.de/ausschreibungen

Hamburg, den 11. Juni 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 823

Nicht Offenes Verfahren
Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB NV 037-21 LG
Verfahrensart: Nicht Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Neubau am Geomatikum, 
Bundesstraße 57 in 20146 Hamburg 
Bauauftrag: Estrich und Terrazzo
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 458.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:
ca. Oktober 2021 bis Juni 2023
Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge: 
9. Juli 2021 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische Abgabe 
von Teilnahmeanträgen und Angeboten zugelassen.
Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Telefax: 040 / 4 27 31 ­ 01 43
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:
http://www.hamburg.de/bauleistungen/
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie zudem unter:
http://www.gmh­hamburg.de/
ausschreibungen/bauausschreibungen.html

Hamburg, den 11. Juni 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 824

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 021-21 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Umbau Grundschule Scheeßeler Kehre, 
Scheeßeler Kehre 2 in 21079 Hamburg 

Bauauftrag: Maler

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 28.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich:
ca. September 2021 bis Dezember 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
8. Juli 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Telefax: 040 / 4 27 31 ­ 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver­
öffentlichungsplattform unter:

http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:

http://www.gmh­hamburg.de/
ausschreibungen/bauausschreibungen.html

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig­
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras­
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 11. Juni 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 825
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